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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

Die letzte Doppel-Sitzungswoche war 
ausgesprochen turbulent. Natürlich hat auch 
mich die „K-Frage“ sehr beschäftigt. Als 
Wahlkreisabgeordneter und CSU-
Kreisvorsitzender von Markus Söder hätte ich 
mir Markus Söder als Kanzlerkandidaten 
gewünscht, natürlich habe ich aber Armin 
Laschet zu seiner Kandidatur gratuliert.  Nun 
heißt es den Blick nach vorne zu richten und als 

Union gemeinsam in den vor uns liegenden Bundestagswahlkampf zu ziehen. Wir müssen 
wieder mehr über Inhalte streiten. Gerade die Grünen haben eine wahre Giftliste in ihrem 
Wahlprogramm: Gift für den Mittelstand, das uns Arbeitsplätze kosten würde und jede 
Menge Bevormundung und Verbote für die Bürgerinnen und Bürger. Hier müssen wir die 
Grünen auch thematisch stellen. Ich habe keinen Zweifel, dass die Grünen keinen Moment 
zögern werden, eine linke Regierung mit SPD und Linken zu bilden, wenn es eine 
Mandatsmehrheit dafür gibt. In der SPD gibt es schon eine lange Sehnsucht nach einem 
Linksbündnis. Ich will keine andere Republik.  
 
Die COVID-19-Impfkampagne läuft in Deutschland mittlerweile seit über hundert Tagen. 
Bis heute wurden insgesamt mehr als 25 Millionen Impfdosen verabreicht. Wir alle wissen, 
dass Impfen der Schlüssel auf dem Weg raus der Pandemie ist. Wir wollen das Impftempo 
im engen Zusammenspiel von Herstellern, Bund, Ländern, Impfzentren und Hausärzten 
dauerhaft erhöhen. Der nächste wichtige Meilenstein für uns ist erreicht: Die Erstimpfung 
von 20 Prozent der deutschen Bevölkerung („jede bzw. jeder Fünfte“). Die Chancen stehen 
gut, dass schon im Juni die Impfpriorisierungen entfallen kann. Das heißt, jeder kann sich 
bei seinem Hausarzt impfen lassen, unabhängig vom Alter und von Vorerkrankungen. 
Damit kommen wir noch schneller zum gewünschten Ziel als geplant und versprochen. 
 
Insgesamt sechs Plenarreden habe ich in der Doppel-Sitzungswoche gehalten. In Kürze 
könnte hier ein kleines Redenjubiläum anstehen, mal schauen. Alle meine Reden im 
Deutschen Bundestag können Sie auf meiner Homepage www.sebastianbrehm.de  
anschauen. Sie können aber auch meinem neuen YouTube-Kanal einen Besuch abstatten 
und ihn bei dieser Gelegenheit gerne abonnieren. 
 
Ich wünsche Ihnen ein schönes Wochenende und viel Spaß beim Lesen meines Infobriefs. 
 
 

Herzliche Grüße 

Ihr Sebastian Brehm, MdB 

 

 

 

http://www.sebastianbrehm.de/
https://www.youtube.com/channel/UCaiXiBOLOCRxFcoUW6jRYtg
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VIERTES BEVÖLKERUNGSSCHUTZGESETZ 

Schnell, wirksam und mit Akzeptanz – Unsere 

bundeseinheitliche Notbremse gegen die dritte Corona-

Welle 
 

COVID-19 ist eine gefährliche Krankheit – potenziell mit einem extrem schweren Verlauf 

und Langzeitschäden. Die Anzahl von neu an Corona Erkrankten nimmt täglich zu, die 

Belegung von Intensivbetten auch. Deshalb besteht dringender Handlungsbedarf, um die 

dritte Welle zu brechen. Das tun wir mit der Änderung des Infektionsschutzgesetzes – und 

schaffen bundesweit einheitliche Regeln im Kampf gegen Corona. Fünf Punkte sind dabei 

besonders wichtig: 


Mehr Schutz: Die Corona-Notbremse erhält Gesetzesrang. Steigt in einem Landkreis oder 
einer kreisfreien Stadt die 7-Tage-Inzidenz auf über 100 Neu-infektionen pro 100.000 
Einwohner an drei aufeinanderfolgenden Tagen an, so gelten dort ab dem übernächsten 
Tag zusätzlich zu den bestehenden Maßnahmen der Länder die in dem neuen § 28b 
Infektionsschutzgesetz vor-gesehenen flankierenden Maßnahmen. 
 

Mehr Perspektive:  Gleichzeitig zu notwendigen Beschränkungen schaffen wir auch 
Öffnungsperspektiven. Sinkt die Inzidenz in dem entsprechenden Landkreis oder der 
kreisfreien Stadt die 7-Tage-Inzidenz wieder unter den Wert von 100 Neuinfektionen pro 
100.000 Einwohner an fünf Werktagen, so treten die Maßnahmen am übernächsten Tag 
wieder außer Kraft. Gleich-zeitig schaffen wir erstmals einen klaren Rahmen für mehr 
Freiheiten für geimpfte, immune oder negativ getestete Personen. Das ist der Ausgangs-
punkt, um mit einem digitalen Test- und Impfpass mehr Freiheit zu ermöglichen. 
 
Mehr Einheitlichkeit: Wir schaffen verständliche bundeseinheitliche Regelungen zur 
Bekämpfung der Corona-Pandemie. Darüber hinaus ermächtigen wir die Bundesregierung, 
zur Durchsetzung von Corona-Maßnahmen oder zur Schaffung von Erleichterungen für 
Geimpfte Rechtsverordnungen mit Zustimmung des Bundestages und des Bundesrates zu 
erlassen. 
 
Mehr Akzeptanz: Bei einer Inzidenz von mehr als 100 gelten zukünftig in Deutschland 
nachvollziehbare und einheitliche Regeln. Das Nebeneinander von unterschiedlichen 
landespezifischen Regelungen hat damit für hohe Inzidenzwerte ein Ende. 
 
Mehr Transparenz:  Mit diesem Gesetz ist klar: Das wichtigste Entscheidungsorgan über 
die zentralen Anti-Corona-Maßnahmen ist der Deutsche Bundestag – nicht die 
Ministerpräsidentenkonferenz. Der Deutsche Bundestag ist in der Pandemie Herr des 
Verfahrens. Die Maßnahmen gegen Corona werden in der Herzkammer unserer Demokratie 
debattiert, beraten und entschieden. 
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In Bezug auf das Infektionsschutzgesetz sind derzeit eine Reihe von 
Mythen im Umlauf, denen wir entschlossen entgegentreten müssen. 
Dazu gehören: 
 
 

1. MYTHOS: ES GEHT BEI DIESEM GESETZ DARUM, BÜRGER EINZUSPERREN? 
Falsch! Das Gesetz sieht eine Ausgangsbeschränkung zwischen 22 und 5 Uhr vor – mit 
Ausnahmen für Notfälle, Berufsausübung, Pflege und Betreuung, Tierversorgung oder 
ähnlich gewichtige Gründe. Zwischen 22 und 24 Uhr gibt es noch zusätzlich die 
Möglichkeit, sich allein (etwa zu einem Spaziergang oder zum Joggen) in der Öffentlichkeit 
aufzuhalten. Damit ist die deutsche Ausgangsbeschränkung deutlich moderater als in 
vielen anderen Ländern. Ein Beispiel: In Frankreich gilt eine landesweite Ausgangssperre 
von 19.00 Uhr bis 6.00 Uhr – bewehrt mit Bußgeldern bis zu 3.750 Euro. Insgesamt gilt: 
Wir können die dritte Welle nur brechen, wenn wir Kontakte, insbesondere im privaten 
Bereich reduzieren. Ausgangsbeschränkungen sind eines der wirksamsten Mittel, um 
genau das zu erreichen. Das zeigen die Erfahrungen aus anderen Ländern und 
wissenschaftliche Studien, die beispielsweise die Ausgangssperren in Großbritannien oder 
Kanada untersucht haben. 
 
2. MYTHOS: IHR ORIENTIERT EUCH NUR AM INZIDENZWERT – DAS IST ZU WENIG! 
Falsch! Es besteht eine hohe Korrelation zwischen der 7-Tage-Inzidenz und anderen 
Werten. Einem Anstieg bei den Inzidenzen folgen beispielsweise – und leider – verlässlich 
ein Anstieg der Intensivpatienten und nach einer gewissen Zeit auch die Todeszahlen. 
Die 7-Tage-Inzidenz beinhaltet damit die anderen denkbaren Indikatoren, hat aber einen 
Vorteil: Sie knüpft bei den Neuinfektionen an – und ist deshalb gleich-zeitig ein 
Frühindikator. Der Wert erlaubt verlässliche Prognosen über die Pandemieentwicklung 
und ermöglicht noch eine Reaktion auf das Infektions- geschehen. Er ist außerdem für die 
Bevölkerung verständlich und nachvollziehbar und kann tagesaktuell auf der Homepage 
des Robert-Koch-Instituts verfolgt werden. 
 
3. MYTHOS: DAS GESETZ IST EINE GEFAHR FÜR DIE DEMOKRATIE! 
Nein, im Gegenteil. Herzkammer unserer Demokratie ist der Deutsche Bundestag – und nie 
war der Bundestag bei der Pandemiebekämpfung mehr beteiligt als mit diesem Gesetz. Wir 
haben das Heft des Handelns in die Hand genommen und die Maßnahmen gegen das 
Infektionsgeschehen aus der Ministerpräsidenten- Konferenz in das Plenum des Deutschen 
Bundestages geholt. 
Wir schaffen eine Zustimmungspflicht des Bundestages für Rechtsverordnungen und 
stärken damit weiter unsere Rechte als Volksvertreter im Kampf gegen die Pandemie. 
Darüber hinaus haben wir das Gesetz bis zum 30. Juni befristet – dann läuft es automatisch 
aus. Das Gesetz begründet also gerade keine dauer-haften Grundrechtseinschränkungen. 
 
4. MYTHOS: IHR HABT DIE VERFASSUNGSMÄSSIGKEIT DES GESETZES NICHT 
GEPRÜFT! 
Doch, das haben wir – sehr intensiv sogar. Auch die Bundesregierung ist nach gründlicher 
Prüfung zu dem Ergebnis gekommen, dass das Gesetz – und insbesondere die 
Ausgangsbeschränkungen – mit unserem Grundgesetz vereinbar sind. 
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WIRECARD-UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS  

Aufklärungsoffensive des Bundesfinanzministeriums 

erwartet 
 

Nach einem halben Jahr intensiver Arbeit ist der Untersuchungsausschuss zum Wirecard-
Skandal auf der Zielgeraden. Der Obmann der CDU/CSU-Fraktion im Ausschuss, 
Matthias Hauer, der stellvertretende Ausschussvorsitzende Hans Michelbach und 
Ausschussmitglied Fritz Güntzler zogen aus diesem Anlass ein Zwischenfazit. 
 

 
 
Liste an Versäumnissen 
In der Bundespressekonferenz listeten Hauer, Michelbach und Güntzler die Versäumnisse 
im größten Finanzskandal der Bundesrepublik auf. So habe die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) den Wirecard-Konzern nur ungenügend 
beaufsichtigt, die Bilanzkontrolle habe keinen Betrug aufdecken können, und eine 
Geldwäscheaufsicht sei von niemandem ausgeübt worden, kritisierte der CDU-Experte 
Hauer. Stattdessen habe es ein fatales Leerverkaufsverbot durch die BaFin gegeben. Einige 
Aufseher und Banker hätten fragwürdige Wirecard-Aktiengeschäfte getätigt. Eine kritische 
Distanz zum Unternehmen Wirecard habe gefehlt. 
 
Hochkarätige Zeugen 
Der Untersuchungsausschuss hört in der kommenden Woche gleich vier hochrangige 
Zeugen an, neben Bundesfinanzminister Scholz auch Bundeskanzlerin Angela Merkel, 
Bundesjustizministerin Christine Lambrecht und Bundeswirtschaftsminister Peter 
Altmaier. Im vorangegangenen halben Jahr gab es 36 Sitzungen mit rund 300 
Ausschussstunden. Über 80 Befragungen wurden vorgenommen. Daten im Umfang von 
knapp 800 Gigabyte und Hunderte Ordner wurden gesichtet. 
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Unionfraktion als Motor der Aufklärung 
Das frühere Dax-Unternehmen Wirecard hatte im Juni 2020 eine Bilanzlücke von fast zwei 
Milliarden Euro eingeräumt und daraufhin Insolvenz angemeldet. Das kriminelle 
Geschäftsgebaren des Zahlungsdienstleisters war jahrelang unentdeckt geblieben. „Wir 
sehen uns als ein Motor der Aufklärung des Skandals“, sagte Hauer.  
 
Ruf des Finanzplatzes Deutschlands geschädigt 
Ein solcher Finanzskandal dürfe sich nicht wiederholen, verlangte Michelbach. Bis heute 
lägen Gläubiger-Forderungen in Höhe von 12,4 Milliarden Euro vor, zu denen noch die 
Verluste zahlreicher Kleinanleger hinzugerechnet werden müssten. Was aber ebenso 
schwer wiege: „Dieser Skandal hat dem Ruf des Finanzplatzes Deutschland und dem 
Ansehen unserer Sozialen Marktwirtschaft schwer geschadet.“  
 
Kulturwandel in der Bafin gefordert 
Güntzler sprach von einem „kollektiven Aufsichtsversagen aller staatlichen Stellen“. 
Daher müsse Deutschland jetzt eine starke Finanzkontrolle bekommen, die BaFin einer 
grundlegenden Reform unterzogen werden. Den von Bundesfinanzministerium 
vorgelegten Entwurf für ein Gesetz zur Stärkung der Finanzmarktintegrität (FISG) 
kritisierte Güntzler indes als völlig unzureichend und kündigte umfassende 
Nachbesserung an. Dafür müsse auch der designierte BaFin-Chef Mark Branson mit ins 
Boot geholt werden, forderte Hauer. In der BaFin brauche man einen Kulturwandel. 
 
 

BUNDESTAG BESCHLIESST 102-TAGE-REGELUNG  

Einsatz von Saisonarbeitskräften in der Landwirtschaft 

gesichert 
 
In dieser Woche hat der Deutsche Bundestag eine gesetzliche Regelung beschlossen, die 
den Einsatz von Saisonarbeitskräften insbesondere in der Landwirtschaft vereinfacht. 
 
Grundsätzlich ist eine kurzzeitige Beschäftigung auch eine kurzzeitige Angelegenheit, aber 
die Pandemie lehrt uns, dass wir im Interesse der Menschen und der Betriebe hier neu 
denken müssen, vor allem, um unnötigen Reiseverkehr für ausländische 
Saisonarbeitskräfte in Risikogebiete zu vermeiden. Gleichzeitig haben wir den sozialen 
Schutz der Betroffenen gestärkt, indem nun ein Krankenversicherungsschutz 
nachgewiesen werden muss und eine Meldepflicht des Arbeitgebers zur Art der 
krankenversicherungsrechtlichen Absicherung des Arbeitnehmers besteht.  
 
Unsere Obst- und Gemüsebaubetriebe brauchen in der aktuellen Hochsaison jede helfende 
Hand, um unsere hochwertigen regionalen Lebensmittel vom Feld auf unsere Teller zu 
bringen. Aussaat, Pflanzarbeiten, Pflege und Ernte sind arbeitsintensiv. Ohne die 
Unterstützung durch ausländische Saisonarbeitskräfte würden zahlreiche 
landwirtschaftliche Betriebe in Deutschland in Existenznot geraten. 
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Deshalb ist es so wichtig, dass der Deutsche Bundestag die Voraussetzungen dafür 
geschaffen hat, die kurzfristige Beschäftigung von Saisonarbeitskräften in Deutschland 
fortzuführen. 
 
Die kurzfristige Beschäftigung wird befristet und rückwirkend zum 1. März bis 31. Oktober 
2021 auf höchstens 102 Arbeitstage oder vier Monate ausgeweitet. Darauf hat die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion gedrängt – mit Erfolg. Die neuen Regelungen sind für unsere 
Landwirtsfamilien eine deutliche Erleichterung und bieten ihnen Planungssicherheit. 
 
  

 
 
 
 
Hintergrund 
Eine kurzfristige Beschäftigung liegt vor, wenn die Beschäftigung von Beginn an auf drei 
Monate oder 70 Arbeitstage im Kalenderjahr begrenzt ist und sie – soweit das 
Arbeitsentgelt 450 Euro monatlich übersteigt – nicht berufsmäßig ausgeübt wird. 
Kurzfristig Beschäftigte sind versicherungsfrei in der Renten-, Kranken-, Pflege- und 
Arbeitslosenversicherung, sie sind jedoch in den Schutz der gesetzlichen 
Unfallversicherung einbezogen.  
 
Mit dem Sozialschutzpaket I wurden im Frühjahr 2020 die Zeitgrenzen für eine kurzfristige 
Beschäftigung vom 1. März bis zum 31. Oktober 2020 auf fünf Monate oder 115 Arbeitstage 
ausgedehnt, um Problemen bei der Saisonarbeit aufgrund der Corona-Pandemie – 
insbesondere im Bereich der Landwirtschaft – Rechnung zu tragen („115-Tage-Regelung“). 
Eine entsprechende Fortführung erfolgt nun für das laufende Jahr mittels einer leicht 
verkürzten „102-Tage-Regelung“. 
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VIERTE  FOLGE IST ONLINE  

‚Sebastian Brehm DIREKT‘ mit Thomas Förster 
 

In der vierten Folge von ‚Sebastian Behm DIREKT‘ ist der Vizepräsident des  Deutschen 
Hotel- und Gaststättenverband e.V. (DEHOGA) in Bayern zu Gast. Er ist auch 
Vizepräsident der IHK Mittelfranken.  

 

 
 

„Auch wenn die Unterstützungshilfen Gastronomen, Hoteliers und Veranstaltern die 

Möglichkeit gegeben haben, diese Krise zu überstehen, müssen dem nun konzeptionelle 

Öffnungen folgen. Das Problem läge nicht, wie es sich auch im vergangenen Jahr zwischen 

den beiden Lockdowns gezeigt hat, an der Gastronomie oder der Hotellerie“, so Förster. 

Eine gute Strategie ist auch die Realisierung von Modellregionen, was auch der nächste 

Schritt sein sollte. Innenstädte müssen mit Unterstützung der Politik mit neuen Ideen 

gestaltet und neu gelebt werden. 
 

Schauen Sie sich die vierte Folge von ‚Sebastian Brehm DIREKT‘ an:   LINK  

 
 

Sebastian Brehm, MdB | Dipl.-Kfm., Steuerberater 
Platz der Republik 1 • 11011 Berlin  

  030-227-74074 • Fax 030-227-70072   
  sebastian.brehm@bundestag.de 

 www.sebastianbrehm.de  
 

   
 

Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung           
verwendet werden. Alle Fotorechte Sebastian Brehm, MdB, falls nicht anders angegeben.  

 

https://www.youtube.com/watch?v=9s6gWMM1cWI
https://www.youtube.com/watch?v=9s6gWMM1cWI
mailto:sebastian.brehm@bundestag.de
http://www.sebastianbrehm.de/
https://www.facebook.com/sebastianbrehm.de/
https://twitter.com/brehm_innbgnord
https://www.youtube.com/channel/UCaiXiBOLOCRxFcoUW6jRYtg

